
Beschl.-Nr. 	 1 

STADT LANDS HUT 

Auszug 

aus der Sitzungs-Niederschrift 


des Umweltsenats vom 18.05.2011 

Betreff: 	 lärmaktionsplanung gemäß EU-Umgebungslärmrichtlinie 
hier: Vorstellung des Planentwurfs und weiteres Vorgehen 

Referent: 	 Ud. Rechtsdirektor Hohn 

Von den 	 10 Mitgliedern waren 10 anwesend. 

In öffentlicher Sitzung wurde auf Antrag des Referenten 

wie fOlgt 

beschlossen:


mit gegen Stimmen 

1. 	 Vom Bericht des beauftragten Gutachters, Herrn Dip!. Geophysiker Sebastian 
Ibbeken wird Kenntnis genommen. 

2. 	 Dem Entwurf des Lärmaktionsplanes, insbesondere den vorgesehenen 
Lärmminderungsmaßnahmen, wird zugestimmt. 

Der Senat nimmt insbesondere davon Kenntnis, dass die Anordnung von 
Tempo 30 aus Lärmschutzgründen von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr im Bereich 
zwischen der Stadtgrenze und der Kreuzung mit Hagengasse/Felix-Meindl-Weg 
eine Pegel minderung von ca. 2,6 dB(A) und damit verbunden eine erhebliche 
Entlastung (79 von 95 Personen) erbringt. Die Lärmschutz-Richtlinien-StV 
sehen ab einer Pegelminderung von 3 dB(A) - aufgrund der vorzunehmenden 
Aufrundung schon ab 2,1 dB(A) - straßenverkehrliehe Maßnahmen vor. Bei 95 
von der Pegelüberschreitung betroffenen Personen handelt es sich auch um 
eine "größere Zahl" Betroffener im Sinne der Vorschrift. Im Gegensatz zu 
Lärmschutzfenstern, die nur bei geschlossenem Fenster wirksam sind und 
einem lärmarmen Belag (der zeitlich nicht absehbar ist) wäre die Maßnahme 
sofort wirksam. 
Da die Maßnahme auch sofort realisierbar wäre und keine Kosten erzeugen 
würde, wird der Verkehrssenat gebeten, die Verwaltung zu beauftragen, bei der 
Regierung von Niederbayern die Zustimmung zu einer zeitlich auf 5 Jahre 
befristeten Anordnung von Tempo 30 aus Lärmschutzgründen im bezeichneten 
Bereich zu beantragen. Sollten danach andere Lärmschutzmaßnahmen 
realisiert worden sein, ist die Anordnung erneut auf ihre Rechtfertigung zu 
überprüfen. 



3. 	 Mit der von der Verwaltung vorgeschlagenen weiteren Vorgehensweise bis zur 
endgültigen Beschlussfassung besteht Einverständnis. 

10:0 

4. 	 Dem Antrag des Herrn Stadtrates Rudolf Schnur, die Landshuter Bundes­
tagsabgeordneten zu ersuchen, sich in Berlin dafür einzusetzen, dass 
ausreichende Finanzmittel zur Umsetzung der Lärmschutzmaßnahmen durch 
die Landesbehörden speziell in Landshut zur Verfügung gestellt werden, wird 
zugestimmt. 

6:4 

Landshut, den 18.05.2011 
STADT LANDSHUT 

Dr. Thomas Keyßne 
Bürgermeister 
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